
¥ Berlin (AP). Die SPD will Passivhäuser mittelfristig zur Pflicht
machen und die Nutzung erneuerbarer Energien bei der Gewin-
nung von Heizwärme ausbauen. „Wir brauchen scharfe Ver-
brauchsstandards, um Energie zu sparen“, sagte der Vizevorsit-
zende der SPD-Bundestagsfraktion, Ulrich Kelber. So müsse die
Passivbauweise, bei der dank guter Isolierung kaum Energie nach
außen weiche, ab dem Jahr 2020 zur Pflicht bei Neubauten werden.

SPDwillPassivhäuservorschreiben

¥ Frankfurt (AP). Das Bundesamt für Verfassungsschutz will sich
als Zentralstelle im Kampf gegen Wirtschaftsspionage profilieren.
Entsprechende Pläne, die auch mehr Mitarbeiter umfassen, legte
Verfassungsschutzpräsident Heinz Fromm laut Wirtschaftswoche
Bundesinnenminister Wolfgang Schäuble vor. Der Datenklau schä-
dige die deutsche Wirtschaft jährlich um 20 Milliarden Euro.

New York (dpa). Die Kreditkrise hat vier amerikanischen
Hedge-Fonds-Managern 2007 einen Milliardengewinn beschert.
Den Rekord stellten John Paulson und Paolo Pelligrini von Paulson
& Company auf mit Gesamtprämien von 2,7 Milliarden US-Dollar,
meldet der US-Finanzdatenanbieter Bloomberg. Sie wetteten auf
den Zusammenbruch des Hypothekenmarkts, steigerten den Wert
ihrer Fonds in den ersten neun Monaten um 340 Prozent.

¥ Frankfurt (AP). Trotz des
Wirtschaftsaufschwungs sind
immer mehr Arbeitnehmer in
Deutschland zusätzlich auf
Hartz IV angewiesen. Nach Be-
rechnungen des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes stieg die
Zahl der hilfsbedürftigen Ar-
beitnehmer auf zuletzt mehr
als 1,3 Millionen. Der Renten-
experte Bert Rürup rechnet an-
gesichts der großen Zahl von
Geringverdienern mit mehr Al-
tersarmut.

Im September 2005, also vor
Beginn der konjunkturellen Er-
holung am Arbeitsmarkt, erhiel-
tendemnach nur 949.000 Berufs-
tätige zusätzliche staatliche
Hilfe, berichtete die Frankfurter
Rundschau. Bis Mai 2007 sei
diese Zahl um 27 Prozent gestie-
gen, bis August um gut 33 Pro-
zent. Laut DGB gehen immer
mehr Menschen„einer sozialver-
sicherten oftmals vollzeitnahen

Beschäftigung nach, und trotz-
dem reicht ihr Lohn nicht aus,
um den Lebensunterhalt zu be-
streiten“. Die Untersuchung wi-
derlege, so das Blatt, auch die
Vermutung, dass Mini-Jobber
die ganz große Mehrheit unter
den Aufstockern stellten. Tat-
sächlich sei ihr Anteil auf rund

die Hälfte gefallen. Deutlich stär-
ker geweitet habe sich der Kreis
der Hartz-IV-Bezieher, die
mehr als 400 Euro im Monat ver-
dienten und damit Sozialabga-
ben zahlten.

Diese Fakten belegen aus
Sicht des Gewerkschaftsbundes,
„dass sich Menschen mit einer
Kombination von Hartz IV und
Mini-Job keinesfalls einrichten
und zufrieden geben“. Vielmehr
bemühten sie sich um einen vol-

len Arbeitsplatz. Doch selbst
diese Beschäftigung befreie sie
nicht aus der Abhängigkeit von
staatlichen Zuschüssen.

Besonders in Ostdeutschland
ist laut DGB Hart IV weit in die
normale Arbeitswelt eingedrun-
gen. Dort sei das Verarmungsri-
siko für Beschäftigte zweiein-

halb Mal so groß wie im Westen.
Am stärksten betroffen sind
dem Gewerkschaftsbund zu-
folge Familien, denen es weitaus
seltener als Kinderlosen gelinge,
die Hartz-IV-Bedürftigkeit zu
überwinden.

Rürupsagte dem Spiegel: „Un-
ter dengegenwärtigen Bedingun-
gen werden die Armutsrisiken
im Alter zunehmen.“ Altersar-
mut werde in spätestens 15 Jah-
ren relevant werden. Der Bun-

desregierung warf der Vorsit-
zende des Sachverständigenrats
zur Begutachtung der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung
vor, dass die staatlich subventio-
nierte Riester-Rente ausgerech-
net an den Geringverdienern
vorbeiziele. „Für viele Bezieher
niedrigerer Arbeitseinkommen
oder Personen mit unterbroche-
nen Erwerbsbiografien lohnt
sich der Abschluss eines Riester-
Vertrages nicht“, erklärte er.

Immer mehr Menschen schät-
zen ihre eigene wirtschaftliche
Lage als schlecht ein. Wie die Ge-
schäftsführerin des Instituts für
Demoskopie Allensbach, Re-
nate Köcher, der Wirtschaftswo-
che sagte, stieg der Anteil in den
vergangenen fünf Jahren von 21
auf 32 Prozent. Rund 70 Prozent
der höheren Sozialschichten
seien mit ihren wirtschaftlichen
Verhältnissen zufrieden, aber
nur etwa 40 Prozent der Mittel-
schicht und 20 Prozent der unte-
ren Sozialschichten.

Hans-Joachim Flebbe (56), Vorstands-
chef der CinemaxX AG, erwartet ein gutes
Kinojahr 2008. „Die beiden Ferienwochen
über Weihnachten und Neujahr haben
uns rund eine Million Besucher in unsere
Kinos gebracht“, sagte der Manager. „Das
Kino ist nicht so tot, wie allgemein behaup-
tet wird.“ Allein am 30. Dezember zählte
die Kinokette 120.000 Besucher.  FOTO: DPA

¥ Bielefeld. Mehr als 60 gesetzli-
che Krankenkassen haben zum
Jahresbeginn 2008 ihre Beiträge
erhöht – zum Teil in stolzem
Umfang. Grund genug für be-
troffene Versicherte zu überle-
gen, ob nicht ein Kassenwechsel
lohnt. Denn noch gibt es keinen
bundeseinheitlichen Beitrags-
satz, wie es die geplante Gesund-
heitsreform ab 2009 vorsieht.

Es macht schon einen Unter-
schied, ob ein Versicherter für
seinen Krankenversicherungs-
schutz pro 1.000 Euro Monats-
verdienst 155 oder nur 125 Euro
zu bezahlen hat (plus 0,9 Pro-
zent Arbeitnehmerzuschlag).
Das summiert sich im Jahr auf
360 Euro – bei 3.000 Euro Ge-
halt immerhin auf 1.080 Euro.
Neben dem Versicherten freut
sich sein Arbeitgeber über die
Beitragssenkung; denn der Chef
trägt davon die Hälfte.

Die gesetzlichen Leistungen
der Krankenkassen sind weitge-
hend identisch, so dass es Sinn
machen kann, die „Kassenwahl“
hauptsächlich nach der Höhe
der Beiträge zu treffen. Aller-
dings verlangt diese Wahl oft

auch Flexibilität der Versicher-
ten. Denn viele „billige“ Kassen
haben am Wohnort oder in der
näheren Umgebung keine Ge-
schäftsstellen, die „mal eben“
aufgesucht werden könnten.
Ausschlaggebend für eine Kas-
senmitgliedschaft können aber
mehr und mehr Zusatzpro-
gramme der Krankenkassen
sein (spezielle Leistungen für

chronisch Kranke, Wellnessan-
gebote). Wer wissen will, welche
Krankenkasse in seinem Bundes-
land günstig ist, klickt im Inter-
net www.finanztest.de („Infodo-
kumente“ – Kosten: 2,50 Euro)
an. Oder informiert sich per Fax
für 3,30 Euro bei Finanztest
(Nr.: 0900-1/5100108639).

Der Wechsel von einer gesetz-
lichen Krankenkasse zur ande-
ren ist problemlos möglich. Ge-
sundheitsprüfungen sind
ebenso wenig angesagt wie die
Frage nach dem Alter. Bedin-
gung ist im Regelfall nur, dass
die Mitgliedschaft bei der bishe-
rigen Krankenkasse 18 Monate
bestanden hat. Mit zweimonati-
gerFrist kann eine neue Kasse ge-
funden werden. Dies gilt unab-
hängig von der bisherigen
Dauer der Kassenmitgliedschaft
auch dann, wenn – wie jetzt –
Krankenkassen die Beiträge er-
höhen.

Für den Wechsel gilt:
Pflichtversicherte Arbeitneh-

mer und freiwillig Versicherte,
die sich – nach einer Beitragser-
höhung zum 1. Januar 2008 –
zum Beispiel zum 1. April 2008

einer anderen Krankenkasse an-
schließen wollen, müssen ihre
Mitgliedschaft bei der bisheri-
gen Kasse spätestens am 31. Ja-
nuar 2008 gekündigt haben. Es
kann aberauch nochbis Ende Fe-
bruar 2008 die bisherige Kassen-
mitgliedschaft aufgegeben –
und mit Wirkung zum 1. Mai
2008 eine neue Mitgliedschaft
begründet werden.

Auch Rentner haben das Kas-
senwahlrecht. Maßgebend für
ihre und von ihrer Rentenan-
stalt je zur Hälfte zu zahlenden
Beiträge (von den oben erwähn-
ten 0,9 Prozent zu Lasten der
Versicherten abgesehen) ist,
dass die Erhöhung des Beitrags-
satzes ihrer Kasse erst mit drei-
monatiger Verzögerung wirk-
sam wird. Eine zum 1. Januar
2008vorgenommene Beitragser-
höhung gilt demnach ab April
2008. Bis Ende April oder Mai
2008 könnte die Kündigung aus-
gesprochen werden, was bei ih-
nen dann einen Kassenwechsel
zum 1. Juli oder 1. August 2008
zurFolge hätte. Arbeitslose profi-
tieren vom Wechsel erst, wenn
sie wieder Arbeit haben.

Peer Steinbrück (60), Bundesfinanzmi-
nister, will sich für „spürbare Lohnzu-
wächse“ und die Beteiligung der Arbeit-
nehmer am Unternehmenskapital stark
machen. „Noch nie in der Geschichte der
Bundesrepublik Deutschland war die Ent-
wicklung der Lohneinkommen über einen
so langen Zeitraum so schwach“, heißt es
in seinem Strategiepapier für die SPD.

KampfgegenIndustriespionage
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Fonds-Manager reich durch US-Kreditkrise

¥ Hamburg (dpa). Die Verbrau-
cher in Deutschland mussten
2007 mehr als je zuvor für ihre
Neuwagenausgeben. Der Listen-
preis eines Durchschnittsfahr-
zeugs ohne Extras stieg um sechs
Prozent auf 24.835 Euro. Laut
Studie des Marktforschers

B&D-Forecast erzielte den
höchsten Preis pro Fahrzeug mit
81.749 Euro der Sportwagen-
bauer Porsche, wie die Welt am
Sonntag berichtete. Als Gründe
nannte der B&D-Geschäftsfüh-
rer Ferdinand Dudenhöffer die
Mehrwertsteuererhöhung,Preis-

steigerungen der Hersteller so-
wie die erhöhten Neuwagen-
käufe von Firmenkunden. Für
Dienstwagen wurden „im
Schnitt 4.000 Euro mehr ausge-
geben als für Privatfahrzeuge“.
Bei den deutschen Oberklasse-
Herstellern verteidigte BMW

mit einem Durchschnittspreis
von 37.229 Euro je Fahrzeug
seineSpitzenposition vor Merce-
des-Benz (36.103 Euro) und der
VW-Tochter Audi 35.500
Euro). Bei den großen Massen-
herstellern führt VW mit 22.200
Euro je Pkw.

ZuwenigLohnzumLeben
1,3 Millionen Beschäftigte sind auf Hartz IV angewiesen

Schwarzarbeit imHandwerk
floriert in OWL

Neuwagensoteuerwienie

¥ Bielefeld (fr). Mit dem Ein-
stieg als Großaktionär bei der
zweitgrößten deutschen Flugge-
sellschaft Air Berlin machte das
einstige Wirtschafts-Wunder-
kind Lars Windhorst vor Tagen
Schlagzeilen. Doch viele fragen
sich jetzt, woher hat der Ge-
schäftsführer der Beteiligungsge-
sellschaft Vatas so viel Geld? Da-
hinter stehe der Multimillionär
Robert Hersov. Der Südafrika-
ner „soll die Fäden beim Air-Ber-
lin-Einstieg gezogen haben“, be-
richtete Bild de. Doch die Ver-
gangenheit holt Windhorst, der
Ende 2004 wegen mehr als 80
Millionen Euro Schulden Privat-
insolvenz angemeldet hatte, nun
wieder ein. Laut Spiegel gab der
einstige Vorzeige-Unternehmer
per eidesstattlicher Versiche-
rung zwei Jahre vor seiner Privat-
insolvenz nur vier deutsche Kon-
ten an. Laut Staatsanwaltschaft
Berlin, die wegen des Verdachts
auf Insolvenzverschleppung, Be-
trug und Kursmanipulation er-
mittelt, habe er aber 20 Konto-
verbindungen gehabt. Darunter
Konten bei American Express
und bei der Großbank Credit
Suisse in Genf. Die Konten seien
aber zumZeitpunkt der Privatin-
solvenz im Minus oder unbe-
nutzt gewesen, verteidigte sich
Windhorsts Anwalt.

¥ Köln (dpa). Viele Kunden des
Billigstromanbieters E wie ein-
fach müssen ab Februar mit hö-
heren Tarifen rechnen. Laut Bild
hebtdie Tochter des Energiekon-
zerns Eon die Grundgebühr für
Strom in mindestens 20 Städten
oder Regionen um bis zu 300
Prozent an. Laut Verbraucher-
schützern sind inzwischen viele
Stromversorger billiger. Der
Bund der Energieverbraucher
kritisierte, Eon versuche mit
dem Billiganbieter, weglaufende
Kunden zu halten und zu „mel-
ken“.

WenndieKassewechseln,dannjetzt
Viele Versicherte müssen im neuen Jahr höhere Beiträge zahlen / Bis Ende Januar 2008 kündigen

¥ Hamburg (dpa). Trotz der
Preisrekorde beim Rohöl haben
die Deutschen für Ölimporte
2007 weniger bezahlt als im Vor-
jahr. Rund 41 Milliarden Euro
kosteten die Einfuhren nach vor-
läufigen Zahlen des Mineralöl-
wirtschaftsverbandes, so der
Spiegel. 2006 war es noch eine
halbe Milliarde Euro mehr gewe-
sen. 2007 habe Deutschland
trotz Wachstums 106,7 Millio-
nen Tonnen(rund 2,5 Prozent
weniger) Rohöl eingeführt als
2006. Der Heizölabsatz sei um
rund 40 Prozent gesunken.

¥ Stuttgart (AP). Schwacher
Dollar, Immobilienkrise und
starke Konkurrenten: Ein neues
Ranking zeigt, wie sehr US-Un-
ternehmen an den Börsen der
Welt an Bedeutung verlieren.
Die Firmen mit dem höchsten
Marktwert kommen immer öf-
ter aus China und Europa, zeigt
eine Studie von Ernst & Young.

Angeführt von Eon und Sie-
mens schafften es sieben deut-
sche Konzerne in die Top 100
der teuersten Firmen, drei mehr
als im Vorjahr. Den größten
Sprung legte VW hin: Eine Ver-
doppelung der Marktkapitalisa-

tion auf 82 Milliarden Dollar be-
deutete Platz 94 nach Rang 203
im Vorjahr. Vor den Wolfsbur-
gern liegen noch Daimler (69),
Allianz (76) und Deutsche Tele-
kom (94), knapp dahinter RWE
(97). Deutschland kletterte da-
mit im Länderranking der Top
100 vom siebten auf den fünften
Rang – hinter den USA, Großbri-
tannien, China und Frankreich.

Die Zahl der chinesischen Un-
ternehmen stieg von 7 auf 10, ihr
Börsenwert um 123 Prozent. An
der Spitze die mit Abstand teu-
erste Firma der Welt, Petro-
China (724).

P E R S Ö N L I C H

»Die Armutsrisiken im
Alter werden zunehmen«

TeuresAutofürdiebreiteMasse: Ein VW Golf 5 wird automatisch auf seine Position im Auslieferungsturm in Wolfsburg geschoben. FOTO: DPA

Fragen zu
Windhorsts

Konten

In der Tabelle finden Sie die günstigsten Anbieter für Inlands-
telefonate. Alle bis auf die Telekom rechnen im Minutentakt oder
besser ab. Um billiger zu telefonieren, wählen sie bei Nah-, Region-
und Ferngesprächen erst die Vorwahl des Anbieters, dann die
Ortsvorwahl, und die gewünschte Rufnummer. Bei Telefonaten
im Ortsnetz muss die Ortsvorwahl
nicht gewählt werden.
* gültig nur an bundes-
einheitlichen Feiertagen
** Es werden nur Anbieter
berücksichtigt, die landesweit den
gleichen Minutenpreis berechnen.
Alle Preise inklusive
Mehrwertsteuer
Stand: 04.01.2008

teltarif.de

Hotline: 0900-133 0100
Mo. - Fr. 9.00 bis 18.00 Uhr

(1,86 Euro/Min. von T-Com)

Mo.-So., 0-24 Uhr, in Cent/Min. (nur Festnetz)

Australien
01097teleco. 01097 1,64

Niederlande
DIALMEX . 01027 1,41

Belgien
DIALMEX . 01027 1,63

Österreich
01024 01024 1,19

Dänemark
01054 Telec. 01054 1,34

Polen
Callax T) 01077 1,3

Frankreich
01024 01024 0,9

Portugal
01054 Telec. 01054 1,48

Griechenland
01054 Telec. 01054 1,55

Schweden
01054 Telec. 01054 1,28

Großbritannien
01024 01024 0,91

Schweiz
01058 T) 01058 1,33

Italien
01054 Telec. 01054 1,27

Spanien
01029 T) 01029 1,33

Kanada
01024 01024 0,98

Türkei
DIALMEX . 01027 2,4

Luxemburg
Mox Teleco. 010040 2

USA
01024 01024 0,92

T e l e f o n t a r i f e d e u t s c h l a n d w e i t
Ortsgespräch

Nahbereich (20 km), Region (50 km), Ferngespräch

Gespräche in die Mobilfunknetze

Tarifänderungen

Auslandsgespräch**

So lesen Sie die Tabelle

bestes Angebot zweitbestes Angebot

© NW, Quelle: www.teltarif.de

Tarifänderungen erfolgen oft schneller, als uns lieb ist. Am Tag ihrer Ver-
öffentlichung können sich unsere Tarife schon geändert haben. Anbieter
mit einer Tarifansage T) bieten hier eine größere Sicherheit, da vor dem
Gespräch der aktuell gültige Preis angesagt wird.

Zeit Anbieter Vorwahl
Cent/
Min. Anbieter Vorwahl

Cent/
Min.

Montag bis Freitag

7-12 Uhr star79 T) 01079 1,69 01058 T) 01058 1,98
12-15 Uhr star79 T) 01079 1,69 01024 01024 1,95
15-19 Uhr star79 T) 01079 1,69 01058 T) 01058 1,98
19-21 Uhr TELE2 01013 0,89 01024 01024 0,9

21-7 Uhr TELE2 01013 0,98 star79 T) 01079 1,37
Wochenende und Feiertage*

0-24 Uhr Arcor 01070 0,78 TELE2 01013 0,98

Montag bis Freitag
0-9 Uhr 01054 Tele. 01054 1,25 telegate 01080 1,49

9-13 Uhr OneTel T) 01086 1,64 01097telec. 01097 1,65
13-15 Uhr 01024 01024 1,25 OneTel T) 01086 1,64
15-18 Uhr freenetPh. 01019 1,1 OneTel T) 01086 1,64
18-19 Uhr 01024 01024 0,75 freenetPh. 01019 1,1
19-21 Uhr TELE2 01013 0,94 01054 Tele. 01054 1,25
21-24 Uhr TELE2 01013 0,87 01054 Tele. 01054 1,25

Wochenende und Feiertage*
0-13 Uhr TELE2 01013 0,92 Arcor 01070 0,93

13-15 Uhr 01024 01024 0,79 TELE2 01013 0,92
15-18 Uhr TELE2 01013 0,92 Arcor 01070 0,93
18-20 Uhr 01024 01024 0,79 TELE2 01013 0,92
20-24 Uhr TELE2 01013 0,92 Arcor 01070 0,93

Montag bis Sonntag
0-24 Uhr DIALMEX. 01027 9,9 01097telec. 01097 9,98

¥ Bielefeld (nw). Trotz guter Konjunktur blüht die Schwarzarbeit.
Allein dem Handwerk in OWL mit seinen fast 21.000 Betrieben
seien 2007 Umsätze von knapp einer Milliarde Euro entgangen,
teilte die Handwerkskammer Bielefeld mit. Dies entspreche 10 Pro-
zent des Gesamtumsatzes von 11 Milliarden Euro. Rund 10.000 Ar-
beitsplätze in OWL würden damit blockiert. Betroffen seien vor al-
lem die Baubranche, das Kfz-Gewerbe und das Friseurhandwerk.

Billiganbieter
„melkt“Kunden

WenigerÖl
importiert

Die teuerstenFirmen
Sieben deutsche Unternehmen in den Top 100
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